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§ 1 GELTUNGSBEREICH 
(1) Die vorliegenden Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen gelten für alle unsere Geschäftsbezie-
hungen mit unseren Kunden, gleich ob Unter-
nehmer oder Verbraucher. Für Zwecke dieser 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen, (i) ist ein 
Verbraucher jede natürliche Person, die den 
Vertrag zu einem Zweck abschließt, der weder 
ihrer gewerblichen noch ihrer selbständigen 
beruflichen Tätigkeit zugerechnet werden kann (§ 
13 des Bürgerlichen Gesetzbuches – BGB) und 
(ii) ist ein „Unternehmer“ eine natürliche oder 
juristische Person oder eine rechtsfähige Perso-
nengesellschaft, die bei Abschluss des Vertrages 
in Ausübung ihrer gewerblichen oder selbständi-
gen beruflichen Tätigkeit handelt (§ 14 Abs. 1 
BGB). (nachfolgend: „Mieter“ oder „Käufer“). Die 
AGB gelten auch, wenn der Käufer eine juristische 
Person des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-
rechtliches Sondervermögen ist. 
(2) Unsere AGB gelten ausschließlich. Abwei-
chende, entgegenstehende oder ergänzende 
Allgemeine Geschäftsbedingungen des Käufers 
werden nur dann und insoweit Vertragsbestand-
teil, als wir ihrer Geltung ausdrücklich zugestimmt 
haben. Dieses Zustimmungserfordernis gilt in 
jedem Fall, beispielsweise auch dann, wenn wir in 
Kenntnis der AGB des Käufers die Lieferung an 
ihn vorbehaltlos ausführen. 
(3) Im Einzelfall getroffene, individuelle Vereinba-
rungen mit dem Käufer (einschließlich Nebenab-
reden, Ergänzungen und Änderungen) haben in 
jedem Fall Vorrang vor diesen AGB. Für den 
Inhalt derartiger Vereinbarungen ist ein schriftli-
cher Vertrag bzw. unsere schriftliche Bestätigung 
maßgebend. 
(4) Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen, 
die nach Vertragsschluss vom Käufer uns gegen-
über abzugeben sind (z.B. Fristsetzungen, Män-
gelanzeigen, Erklärung von Rücktritt oder Minde-
rung), bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schrift-
form. 
(5) Hinweise auf die Geltung gesetzlicher Vor-
schriften haben nur klarstellende Bedeutung. 
Auch ohne eine derartige Klarstellung gelten 
daher die gesetzlichen Vorschriften, soweit sie in 
diesen AGB nicht unmittelbar abgeändert oder 
ausdrücklich ausgeschlossen werden. 
(6) Sind unsere AGB’s einem Kaufmann nicht mit 
dem Angebot zugegangen oder wurden sie ihm 
bei anderer Gelegenheit übergeben, so finden sie 
Anwendung, wenn er sie aus einer früheren 
Geschäftsverbindung kannte oder kennen muss-
te. 

§ 2 MIETZEIT UND VERWENDUNGSZWECK 
(1) Der Vermieter verpflichtet sich, dem Mieter die 
Geräte vereinbarungsgemäß in Miete zu überlas-
sen. 
(2) Der Mieter ist verpflichtet, Lighttone vor Ver-
tragsschluss genau zu informieren, wo und unter 
welchen Bedingungen die Geräte eingesetzt 
werden. Das gilt vor allem bei einem Einsatz unter 
erhöhtem Risiko (z.B. bei Freiluftveranstaltungen). 
Der Einsatz im Ausland bedarf der vorherigen 
schriftlichen Zustimmung. 

§ 3 BEGINN DER MIETZEIT 

(1) Die Mietzeit beginnt mit dem Tag, an dem das 
Gerät mit allen zu seiner Inbetriebnahme erforder-
lichen Teilen verladen worden ist oder, wenn der 
Mieter das Gerät abzuholen hat, mit dem für die 
Abholung bestimmten Zeitpunkt. Wird eine Gerä-
tegruppe angemietet, so beginnt die Mietzeit mit 
dem Tag, an dem das letzte zur Gruppe gehören-
de Gerät verladen, übergeben oder bereitgestellt 
worden ist. Verwendet der Mieter jedoch die 
zuerst angelieferten Geräte bereits früher, so 
beginnt die Mietzeit für jedes dieser Einzelgeräte 
entsprechend Satz 1. 
(2) Befindet sich das Gerät nicht in betriebsfähi-
gem Zustand, so wird der nach Absatz 1 vorge-
sehene Beginn der Mietzeit bis zum Zeitpunkt, der 
Behebung der Mängel hinausgeschoben; dieser 
Zeitpunkt, der Zustand und die volle Betriebsfä-
higkeit des Gerätes sind nach beiderseitiger 
Übereinstimmung festzustellen. Entsprechendes 
gilt für den Beginn der Mietzeit einer Gerätegrup-
pe, wenn nicht betriebsfähige Einzelgeräte bereit-
gestellt werden.  
(3) Zeigt sich bei der Inbetriebnahme des Gerätes 
oder während der Dauer des Betriebes ein Man-
gel, der eine Stilllegung notwendig macht, so wird 
die Mietzeit vom Eintritt des Mangels bis zu des-
sen Behebung unterbrochen, sofern der Mieter 
dem Vermieter den Mangel unverzüglich ange-
zeigt hat. 

§ 4 ABSENDUNG UND ABHOLUNG DES GERÄTES 
Die Absendung oder Abholung erfolgt in der 
Regel ab Lager Lighttone. 

§ 5 BEENDIGUNG DER MIETZEIT 
(1) Die Mietzeit endet an dem Tag, an dem das 
Gerät mit allen zu seiner Inbetriebsetzung erfor-
derlichen Teilen am vereinbarten Bestimmungsort 
oder einem anderen vom Vermieter gewünschten 
Ort eintrifft; im Übrigen gilt § 10 Absatz 1. 
(2) Erfolgt die Rücklieferung unmittelbar an einen 
neuen Mieter, so endet die Mietzeit mit dem Tag 
der Absendung durch den Mieter, falls sich nicht 
aus § 10 etwas anderes ergibt. 
(3) Ist eine Gerätegruppe vermietet worden, so 
gelten für jedes Einzelgerät der Gruppe Abs. 1 
und 2 entsprechend. 
(4) Eine Rücklieferung vor Ablauf der Mietzeit 
befreit nicht von der Mietzahlung, es sei denn der 
Vermieter hat dies zu vertreten. 
(5) Der Vermieter ist verpflichtet, die beabsichtigte 
Rücklieferung des Gerätes 14 Tage vorher schrift-
lich anzuzeigen, es sei denn die Mietdauer ist 
befristet. Erfolgt die Anzeige nicht schriftlich, so 
hat sie der Mieter innerhalb von drei Tagen schrift-
lich zu bestätigen.  

§ 6 RÜCKLIEFERUNG DES GERÄTES 
(1) Die Rücklieferung erfolgt in der Regel an Lager 
Lighttone. 
(2) Wünscht der Vermieter die Rücklieferung nach 
einem anderen Ort, so hat er dies dem Mieter 
rechtzeitig mitzuteilen. Der Mieter hat in diesem 
Falle höchstens die Kosten der Rücklieferung 
nach dem vereinbarten Bestimmungsort zu tra-
gen. Ersparnisse an Beförderungskosten kom-
men dem Mieter zugute. Die Mietzeit wird hier-
durch nicht verlängert. 
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(3) Der Vermieter ist verpflichtet, dem Mieter bei 
Weitergabe des Gerätes an einen nachfolgenden 
Mieter den Nachmieter bekannt zu geben, sofern 
die Rücklieferung nicht nach dem vereinbarten 
Bestimmungsort erfolgt.  
(4) Der Mieter hat das Gerät dem Vermieter in 
dem Zustand zurückzuliefern, der dem Anliefe-
rungszustand des Gerätes unter Berücksichtigung 
der durch den vertragsgemäßen Mietgebrauch 
entstandenen Wertminderung entspricht.  

§ 7 MIETBERECHNUNG UND MIETZAHLUNG 
(1) Die in unseren Preislisten genannte Miete für 1 
Tag gilt zur Berechnung von 12 Uhr bis 12 Uhr 
des nächsten Kalendertages. Wird die vereinbarte 
Mietzeit überschritten, fällt für jeden weiteren Tag, 
auch für Samstag, Sonn- und Feiertage, ein voller 
Tagessatz an. 
(2) Ist die Miete nach Monaten berechnet, stellt 
der Vermieter auf das Ende eines jeden Kalen-
dermonats die Mietrechnung aus; sie ist innerhalb 
von 10 Kalendertagen nach Rechnungseingang 
zu zahlen. 
(3) Ist der Mieter mit der Zahlung eines fälligen 
Betrages länger als 14 Kalendertage nach Mah-
nung durch eingeschriebenen Brief im Rückstand, 
so ist der Vermieter berechtigt, das Gerät auf 
Kosten des Mieters, der den Zutritt zu dem Gerät 
zu ermöglichen hat, abzuholen und darüber zu 
verfügen, ohne fristlos kündigen zu müssen. Die 
dem Vermieter aus dem Vertrage zustehenden 
Ansprüche bleiben bestehen, soweit sie nicht 
durch die Abholung gegenstandslos geworden 
sind; er muss sich  jedoch dasjenige anrechnen 
lassen, was er nach Abzug der Kosten, die durch 
die Rückholung und weitere Verfügung entstan-
den sind, durch anderweitige Verwendung des 
Gerätes innerhalb der vereinbarten Ver-
tragsdauer, insbesondere durch Neuvermietung, 
erworben hat oder hätte erwerben können. 
(4) Sämtliche in diesem Vertrag festgelegten 
Vergütungen verstehen sich netto ohne Um-
satzsteuer. Der im Zeitpunkt der Rechnungs-
stellung gültige Umsatzsteuersatz ist gesondert in 
Rechnung zu stellen. 
(5) Die monatliche Miete versteht sich ohne Ver-
lade- und Frachtkosten, sowie ohne die Kosten für 
die Gestellung von Betriebsstoffen und Personal. 
Das Transportrisiko, die Fracht- und Fuhrkosten 
ab dem Absende- oder Abholplatz des Geräts 
oder der Gerätegruppe sowie die Fracht- und 
Fuhrkosten der Rücklieferung trägt der Mieter. 
Etwa vom Vermieter ausgelegte Fracht- und 
Fuhrkosten werden in nachgewiesener Höhe in 
Rechnung gestellt. 

§ 8 BEDIENUNGSPERSONAL 
Unsere Geräte dürfen nur von Personen bedient 
werden, die dafür ausreichend qualifiziert sind. 
Der Mieter ist verpflichtet, die Einhaltung insbe-
sondere der berufsgenossenschaftlichen Vor-
schrift für Sicherheit und Gesundheit für Ve-
ranstaltungs- und Produktionsstätten für szeni-
sche Darstellung (BGV C 1) und deren Durchfüh-
rungsanweisungen sowie die Sicherheitsregeln für 
Versenkeinrichtungen in Bühnen und Studios (ZH 
1/219) der Verwaltungs-Berufsgenossenschaft in 
der jeweils gültigen Fassung sowie alle sonstigen 

Sicherheitsvorschriften für sich und seine Erfül-
lungs- oder Verrichtungsgehilfen zu gewährleis-
ten. Die berufsgenossenschaftlichen Vorschriften 
können bei Lighttone jederzeit eingesehen wer-
den. 

§ 9 BESONDERE PFLICHTEN DES MIETERS 
(1) Der Mieter ist verpflichtet, das gemietete 
Gerät vor Überbeanspruchung in jeder Weise 
zu schützen und für Wartung und Pflege des 
Gerätes Sorge zu tragen. Der Vermieter behält 
sich die Entscheidung vor, wer während der 
Mietzeit erforderliche Reparaturen ausführt. 

(2) Der Mieter ist nicht berechtigt, ohne vorhe-
rige schriftliche Zustimmung des Vermieters 
Veränderungen des Mietgegenstandes, insbe-
sondere An- und Einbauten vorzunehmen 
sowie Kennzeichnungen, die vom Vermieter 
angebracht wurden, zu entfernen. 

(3) Der Mieter darf einem Dritten keine Rechte 
an dem Gerät einräumen (z. B. Miete, Leihe) 
noch Rechte aus diesem Vertrag abtreten. 

(4) Sollte ein Dritter durch Beschlagnahme, 
Pfändung oder dgl. Rechte an dem Gerät 
geltend machen, so ist der Mieter verpflichtet, 
dem Vermieter unverzüglich schriftlich Anzeige 
zu erstatten und den Dritten hiervon schriftlich 
zu benachrichtigen. 

(5) Die Regelung des § 536a bleibt unberührt. 
 

§ 10  VERLETZUNG DER PFLICHTEN UND SCHADEN-
ERSATZ 
(1) Wird das Gerät in einem Zustand zurück-
geliefert, der ergibt, dass der Mieter seinen 
Pflichten nicht nachgekommen ist, so verlän-
gert sich die Mietzeit um die Zeit, die zur 
Durchführung der erforderlichen Reparaturen 
oder der Ersatzbeschaffung unter normalen 
Verhältnissen arbeitstechnisch erforderlich ist. 

(2) Wird das Gerät verspätet zurückgesandt 
oder beruht die Verspätung auf Umständen, 
die der Mieter zu vertreten hat, so kann der 
Vermieter von dem Mieter Ersatz des nach-
weislich durch die Verspätung verursachten 
Schadens verlangen. 

§ 11 BESCHAFFUNG DES MIETGEGENSTANDES UND 
MÄNGELANZEIGE 
(1) Der Vermieter ist jederzeit berechtigt, das 
Gerät zu besichtigen oder durch einen Beauf-
tragten besichtigen zu lassen. Der Vermieter 
ist berechtigt, das vermietete Gerät jederzeit 
nach vorheriger Abstimmung mit dem Mieter 
über Tag und Zeit der Untersuchung selbst zu 
untersuchen oder durch einen Beauftragten 
untersuchen zu lassen. Der Mieter ist ver-
pflichtet, dem Vermieter die Untersuchung in 
jeder Weise zu erleichtern. Die Kosten der 
Untersuchung trägt der Vermieter. 

(2) Vor Absendung oder Abholung des Miet-
gegenstandes bei Beendigung des Miet-
verhältnisses soll von beiden Parteien eine 
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gemeinsame abschließende Untersuchung 
des Gerätes durchgeführt werden. 

(3) Besteht über den Zustand des Gerätes 
zwischen Vermieter und Mieter Uneinigkeit, so 
ist das Gerät auf Verlangen einer Partei durch 
einen Sachverständigen untersuchen zu las-
sen. Der Sachverständige ist, wenn die Partei-
en hier nicht zur Einigung kommen, von dem 
Vorsitzenden der Industrie- und Handelskam-
mer Mittelfranken in Nürnberg zu benennen. 
Der Sachverständige hat den Umfang der 
Mängel und Beschädigungen und die voraus-
sichtlichen Kosten zur Behebung, sowie die 
arbeitstechnisch erforderliche Zeitdauer fest-
zustellen und in einem Gutachten niederzule-
gen. Das Gutachten des Sachverständigen ist 
für beide Parteien bindend. Der Sachverstän-
dige bestimmt analog §§ 91 ff. ZPO, wer die 
Kosten des Gutachtens zu übernehmen hat. 

§ 12 BESCHAFFENHEIT DES GERÄTES UND MÄN-
GELANZEIGE 
(1) Der Vermieter hat die vermieteten Gegenstän-
de in mangelfreiem und betriebsfähigem Zustand 
abzusenden. Die Mietgegenstände müssen bei 
vertragsgemäßem Gebrauch für die vereinbarte 
Mietzeit voll leistungsfähig sein. 
(2) Der Mieter, der Kaufmann ist, ist verpflichtet, 
die Mietgegenstände nach Erhalt auf Mängelfrei-
heit zu untersuchen und dem Vermieter, sofern 
sich ein Mangel zeigt, unverzüglich eine Anzeige 
zu machen. 

§ 13 KÜNDIGUNG UND RÜCKTRITT VOM VERTRAG 
(1) Der auf unbestimmte Zeit abgeschlossene 
Mietvertrag kann von beiden Parteien mit einer 
Frist von vier Wochen gekündigt werden. Die 
Kündigung hat durch eingeschriebenen Brief 
zu erfolgen. 

(2) Der auf bestimmte Zeit abgeschlossene 
Mietvertrag kann nur in nachstehenden Fällen 
gekündigt werden: 

Vom Vermieter ohne Einhaltung einer Frist, 

a) wenn der Mieter ohne Einwilligung des 
Vermieters das Gerät oder einen Teil dessel-
ben vertragswidrig nutzt oder für ein anderes 
Vorhaben verwendet oder an einen anderen 
Ort verbringt, 

b) wenn der Mieter einem Dritten das Gerät 
weitervermietet oder Rechte aus diesem 
Vertrag abtritt oder Rechte irgendwelcher Art 
an dem Gerät einräumt, 

c) wenn bei einer Untersuchung gemäß § 11 
Ziff. 3 durch einen Sachverständigen festge-
stellt wird, dass das Gerät durch fortgesetzte 
Vernachlässigung der dem Mieter obliegenden 
Unterhaltspflicht erheblich gefährdet ist, sofern 
der Mieter einer vorangegangenen Aufforde-
rung des Vermieters zur Abhilfe innerhalb 
einer angemessenen Frist nicht nachgekom-
men ist; die Kosten des Gutachtens trägt in 
diesem Fall der Mieter. 

Das Recht des Mieters, den Vertrag außeror-
dentlich zu kündigen, bleibt hiervon unberührt. 

(3) Macht der Vermieter von dem ihm zuste-
henden Kündigungsrecht Gebrauch, findet § 
12 Ziff. 2 entsprechende Anwendung. 

(4) Im Falle der verspäteten Absendung oder 
Bereitstellung des Gerätes, kann der Mieter 
nach Ablauf der Nachfrist ohne weitere Mah-
nung und Fristsetzung durch Erklärung ge-
genüber dem Vermieter vom Vertrag zurück-
treten. Erfolgt die Rücktrittserklärung mündlich, 
telefonisch, telegrafisch oder fernschriftlich, so 
muss sie vom Mieter innerhalb von 3 Kalen-
dertagen schriftlich bestätigt werden. Das 
gleiche gilt auch, wenn die Instandsetzungs-
zeit zur Behebung der die Betriebsfähigkeit 
beeinträchtigenden Mängel 10 Kalendertage 
überschreitet. 

§ 14 GEFAHRTRAGUNG UND VERSICHERUNG 
(1) Der Mieter stellt sicher, dass Beschädigungen 
und/oder der Untergang der Mietgegenstände 
infolge Handlungen und/oder Unterlassungen des 
Mieters von der Betriebshaftpflichtversicherung 
des Mieters erfasst werden. Der Mieter hat die 
Mietgegenstände außerdem zum Neuwert gegen 
Feuer, Einbruchdiebstahl, Leitungswasserschä-
den und ggf. Maschinenbruch zu versichern. Die 
Versicherungsgesellschaft muss ihren Sitz in 
Deutschland haben. Der Mieter hat den beste-
henden Versicherungsschutz auf Anforderung 
dem Vermieter durch Vorlage einer Versiche-
rungsbestätigung oder des Versicherungsschei-
nes nachzuweisen. Kommt der Mieter dieser 
Verpflichtung nicht nach oder muss der Vermieter 
feststellen, dass der vorhandene Versicherungs-
schutz diesen Anforderungen nicht entspricht, 
wird der Vermieter auf Kosten des Mieters ent-
sprechenden Versicherungsschutz eindecken. 
Der Mieter tritt hiermit sämtliche Versicherungsan-
sprüche aus einer von dem Mieter zu vertreten-
den Beschädigung oder dem Untergang der 
Mietgegenstände an den Vermieter ab. 
(2) Verluste, die durch Einbruchsdiebstahl, Dieb-
stahl oder sonstiges Abhandenkommen am 
Einsatzort an den Mietgegenständen entstehen, 
gehen zu Lasten des Mieters. 
(3) Tritt ein Schadensfall an oder mit den Mietge-
genständen ein, hat der Mieter den Vermieter 
unverzüglich, unter Angabe des Zeitpunktes und 
Ursache des Schadensfalles, sowie Umfang der 
Beschädigung, zu unterrichten. 
(4) Bei einem Untergang der Mietgegenstände 
nach einem Schadensfall endet die Pflicht des 
Mieters die Miete zu zahlen, mit dem Tag des 
Schadensereignisses. Der Mieter hat dem Ver-
mieter bei einem von dem Mieter zu vertretenden 
Untergang der Mietgegenstände den Wiederbe-
schaffungswert der Mietgegenstände, zum Zeit-
punkt des Unterganges zu zahlen. Im Falle einer 
von dem Mieter zu vertretenden Beschädigung 
der Mietgegenstände trägt der Mieter die Instand-
setzungskosten. 

 

§ 15 HAFTUNG 
Die Vermieterin haftet nur in Fällen des Vorsatzes 
oder groben Fahrlässigkeit der Vermieterin, eines 
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Vertreters oder eines Erfüllungsgehilfen nach den 
gesetzlichen Bestimmungen bei der Verletzung 
von wesentlichen Vertragspflichten. Eine wesent-
liche Vertragspflicht ist eine solche, deren Erfül-
lung die ordnungsgemäße Durchführung des 
Vertrages überhaupt erst ermöglicht und auf 
deren Einhaltung der Vertragspartner regelmäßig 
vertraut oder vertrauen darf. Im Übrigen haftet die 
Vermieterin nur wegen der Verletzung des Le-
bens, des Körpers, der Gesundheit oder der 
schuldhaften Verletzung von wesentlichen Ver-
tragspflichten. Der Schadenersatzanspruch we-
gen Verletzung wesentlicher Vertragspflichten ist 
auf den vertragstypischen, vorhersehbaren Scha-
den begrenzt. 

§ 16 SCHLUSSBESTIMMUNGEN 
(1) Die Aufrechnung gegenüber Forderungen der 
Vermieterin ist nur mit unbestrittenen oder rechts-
kräftig festgestellten Forderungen des Mieters 
oder eines berechtigten Fahrers möglich. 
(2) Mündliche Nebenabsprachen bestehen nicht. 
Änderungen bedürfen der Schriftform. 
(3) Für diese AGB’s und alle Rechtsbeziehungen 
zwischen uns und dem Mieter gilt das Recht der 
Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss 
internationalen Einheitsrechts, insbesondere des 
UN-Kaufrechts.. 
(4) Erfüllungsort ist Nürnberg. Ist der Mieter Kauf-
mann i.S.d. Handelsgesetzbuchs, juristische 
Person des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-
rechtliches Sondervermögen, ist ausschließlicher 
– auch internationaler – Gerichtsstand für alle sich 
aus dem Vertragsverhältnis unmittelbar oder 
mittelbar ergebenden Streitigkeiten unser Ge-
schäftssitz in Nürnberg. Wir sind jedoch auch 
berechtigt, Klage am allgemeinen Gerichtsstand 
des Käufers zu erheben. 
 



 

 
 
 
 

 
 
 

 

AGB's – VERKAUF (AVB) 
in der Fassung vom 01.10.2012 
 Seite:          1 von 4 

Lichttechnik 
Tontechnik 
Multimedia 
Bühnentechnik 

LIGHTTONE 
Gesellschaft für professionelle 
Veranstaltungstechnik mbH 
Löffelholzstrasse 35 
90441 Nürnberg 

Fon: +49(0)911/9 41 40-60 
Fax: +49(0)911/9 41 40-72 
Email: info@lighttone.de 

Geschäftsführer: Thilo Keppner 
HRB 16 236 Nürnberg 
Sitz Nürnberg 

 

 

 

 
Öffnungszeiten: 

Montag - Freitag 
09:00-12:30 & 13:30-18:00 Uhr 
Samstag 
09:00-12:30 & 13:30-16:00 Uhr 

 

UID Nr.: DE 812687319 

§ 1 GELTUNGSBEREICH 

(1) Die vorliegenden Allgemeinen Verkaufsbedin-
gungen (AVB) gelten für alle unsere Geschäftsbe-
ziehungen mit unseren Kunden, gleich ob Unter-
nehmer oder Verbraucher. Für Zwecke dieser 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen, (i) ist ein 
Verbraucher jede natürliche Person, die den 
Vertrag zu einem Zweck abschließt, der weder 
ihrer gewerblichen noch ihrer selbständigen 
beruflichen Tätigkeit zugerechnet werden kann (§ 
13 des Bürgerlichen Gesetzbuches – BGB) und 
(ii) ist ein „Unternehmer“ eine natürliche oder 
juristische Person oder eine rechtsfähige Perso-
nengesellschaft, die bei Abschluss des Vertrages 
in Ausübung ihrer gewerblichen oder selbständi-
gen beruflichen Tätigkeit handelt (§ 14 Abs. 1 
BGB). Die AVB gelten auch, wenn der Käufer 
eine juristische Person des öffentlichen Rechts 
oder ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen 
ist. 
(2) Unsere AVB gelten ausschließlich. Abwei-
chende, entgegenstehende oder ergänzende 
Allgemeine Geschäftsbedingungen des Käufers 
werden nur dann und insoweit Vertragsbestand-
teil, als wir ihrer Geltung ausdrücklich zugestimmt 
haben. Dieses Zustimmungserfordernis gilt in 
jedem Fall, beispielsweise auch dann, wenn wir in 
Kenntnis der AGB des Käufers die Lieferung an 
ihn vorbehaltlos ausführen. 
(3) Im Einzelfall getroffene, individuelle Vereinba-
rungen mit dem Käufer (einschließlich Nebenab-
reden, Ergänzungen und Änderungen) haben in 
jedem Fall Vorrang vor diesen AVB. Für den Inhalt 
derartiger Vereinbarungen ist ein schriftlicher 
Vertrag bzw unsere schriftliche Bestätigung maß-
gebend. 
(4) Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen, 
die nach Vertragsschluss vom Käufer uns gegen-
über abzugeben sind (zB Fristsetzungen, Män-
gelanzeigen, Erklärung von Rücktritt oder Minde-
rung), bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schrift-
form. 
(5) Hinweise auf die Geltung gesetzlicher Vor-
schriften haben nur klarstellende Bedeutung. 
Auch ohne eine derartige Klarstellung gelten 
daher die gesetzlichen Vorschriften, soweit sie in 
diesen AVB nicht unmittelbar abgeändert oder 
ausdrücklich ausgeschlossen werden. 
(6) Sind unsere AGB’s einem Kaufmann nicht mit 
dem Angebot zugegangen oder wurden sie ihm 
bei anderer Gelegenheit übergeben, so finden sie 
Anwendung, wenn er sie aus einer früheren 
Geschäftsverbindung kannte oder kennen muss-
te. 

§ 2 VERTRAGSSCHLUSS 
(1) Unsere Angebote sind freibleibend und unver-
bindlich.  
(2) Die Bestellung der Ware durch den Käufer gilt 
als verbindliches Vertragsangebot. Sofern sich 
aus der Bestellung nichts anderes ergibt, sind wir 
berechtigt, dieses Vertragsangebot innerhalb von 
zwei Wochen nach seinem Zugang bei uns anzu-
nehmen. 
(3) Die Annahme kann entweder schriftlich (z.B. 
durch Auftragsbestätigung) oder durch Ausliefe-
rung der Ware an den Käufer erklärt werden. 

§ 3 PREISE UND ZAHLUNGSBEDINGUNGEN 
(1) Sofern im Einzelfall nichts anderes vereinbart 
ist, gelten unsere jeweils zum Zeitpunkt des 
Vertragsschlusses aktuellen Preise, und zwar ab 
Lager, zzgl. gesetzlicher Umsatzsteuer. 
(2) Der Kaufpreis ist fällig und zu zahlen innerhalb 
von 10 Tagen ab Rechnungsstellung und Liefe-
rung bzw. Abnahme der Ware. Neukunden haben 
Vorkasse zu leisten.  
(3) Mit Ablauf vorstehender Zahlungsfrist kommt 
der Käufer in Verzug. Der Kaufpreis ist während 
des Verzugs zum jeweils geltenden gesetzlichen 
Verzugszinssatz zu verzinsen. Wir behalten uns 
die Geltendmachung eines weitergehenden 
Verzugsschadens vor. Gegenüber Kaufleuten 
bleibt unser Anspruch auf den kaufmännischen 
Fälligkeitszins (§ 353 HGB) unberührt. 
(4) Dem Käufer stehen Aufrechnungs- oder 
Zurückbehaltungsrechte nur insoweit zu, als sein 
Anspruch rechtskräftig festgestellt oder unbestrit-
ten ist. Bei Mängeln der Lieferung bleiben die 
Gegenrechte des Käufers insbesondere gem § 6 
Abs 4 dieser AVB unberührt. 
(5) Wird nach Abschluss des Vertrags erkennbar, 
dass unser Anspruch auf den Kaufpreis durch 
mangelnde Leistungsfähigkeit des Käufers ge-
fährdet wird (zB durch Antrag auf Eröffnung eines 
Insolvenzverfahrens), so sind wir nach den ge-
setzlichen Vorschriften zur Leistungsverweigerung 
und – gegebenenfalls nach Fristsetzung – zum 
Rücktritt vom Vertrag berechtigt (§ 321 BGB). Bei 
Verträgen über die Herstellung unvertretbarer 
Sachen (Einzelanfertigungen), können wir den 
Rücktritt sofort erklären; die gesetzlichen Rege-
lungen über die Entbehrlichkeit der Fristsetzung 
bleiben unberührt. 
(6)Wir behalten uns das Recht vor, bei Verträgen 
mit einer vereinbarten Lieferzeit von mehr als vier 
Monaten die Preise entsprechend den eingetrete-
nen Kostensteigerungen aufgrund von Tarifver-
trägen oder Materialpreissteigerungen zu erhö-
hen. Beträgt die Erhöhung mehr als 5 % des 
vereinbarten Preises, so hat der Besteller ein 
Kündigungsrecht. 

§ 4 LIEFERFRIST UND LIEFERVERZUG 
(1) Die Lieferfrist wird individuell vereinbart bzw 
von uns bei Annahme der Bestellung angegeben. 
Erfolgt keine Vereinbarung, erfolgt die Lieferung 
sofort, vorbehaltlich eigener Belieferung.. 
(2) Sofern wir verbindliche Lieferfristen aus Grün-
den, die wir nicht zu vertreten haben, nicht einhal-
ten können (Nichtverfügbarkeit der Leistung), 
werden wir den Käufer hierüber unverzüglich 
informieren und gleichzeitig die voraussichtliche, 
neue Lieferfrist mitteilen. Ist die Leistung auch 
innerhalb der neuen Lieferfrist nicht verfügbar, 
sind wir berechtigt, ganz oder teilweise vom 
Vertrag zurückzutreten; eine bereits erbrachte 
Gegenleistung des Käufers werden wir unverzüg-
lich erstatten. Als Fall der Nichtverfügbarkeit der 
Leistung in diesem Sinne gilt insbesondere die 
nicht rechtzeitige Selbstbelieferung durch unseren 
Zulieferer, wenn wir ein kongruentes Deckungs-
geschäft abgeschlossen haben, weder uns noch 
unseren Zulieferer ein Verschulden trifft oder wir 
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im Einzelfall zur Beschaffung nicht verpflichtet 
sind. 
(3) Der Eintritt unseres Lieferverzugs bestimmt 
sich nach den gesetzlichen Vorschriften. In jedem 
Fall ist aber eine Mahnung durch den Käufer 
erforderlich. Geraten wir in Lieferverzug, so kann 
der Käufer pauschalierten Ersatz seines Verzugs-
schadens verlangen. Die Schadenspauschale 
beträgt für jede vollendete Kalenderwoche des 
Verzugs 0,5% des Nettopreises (Lieferwert), 
insgesamt jedoch höchstens 5% des Lieferwerts 
der verspätet gelieferten Ware. Uns bleibt der 
Nachweis vorbehalten, dass dem Käufer gar kein 
Schaden oder nur ein wesentlich geringerer 
Schaden als vorstehende Pauschale entstanden 
ist.  
(4) Die Rechte des Käufers gem § 8 dieser AVB 
und unsere gesetzlichen Rechte insbesondere bei 
einem Ausschluss der Leistungspflicht (zB auf-
grund Unmöglichkeit oder Unzumutbarkeit der 
Leistung und/oder Nacherfüllung) bleiben unbe-
rührt. 

§ 5 LIEFERUNG, GEFAHRÜBERGANG, ABNAHME, 
ABNAHMEVERZUG 
(1) Die Lieferung erfolgt ab Lager, wo auch der 
Erfüllungsort ist. Auf Verlangen und Kosten des 
Käufers wird die Ware an einen anderen Bestim-
mungsort versandt (Versendungskauf). Soweit 
nicht etwas anderes vereinbart ist, sind wir be-
rechtigt, die Art der Versendung (insbesondere 
Transportunternehmen, Versandweg, Verpa-
ckung) selbst zu bestimmen. 
(2) Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der 
zufälligen Verschlechterung der Ware geht spä-
testens mit der Übergabe auf den Käufer über. 
Beim Versendungskauf geht jedoch die Gefahr 
des zufälligen Untergangs und der zufälligen 
Verschlechterung der Ware sowie die Verzöge-
rungsgefahr bereits mit Auslieferung der Ware an 
den Spediteur, den Frachtführer oder der sonst 
zur Ausführung der Versendung bestimmten 
Person oder Anstalt über, sofern der Käufer nicht 
Verbraucher ist. Soweit eine Abnahme vereinbart 
ist, ist diese für den Gefahrübergang maßgebend. 
Auch im Übrigen gelten für eine vereinbarte 
Abnahme die gesetzlichen Vorschriften des 
Werkvertragsrechts entsprechend. Der Übergabe 
bzw Abnahme steht es gleich, wenn der Käufer im 
Verzug der Annahme ist. 
(3) Kommt der Käufer in Annahmeverzug, unter-
lässt er eine Mitwirkungshandlung oder verzögert 
sich unsere Lieferung aus anderen, vom Käufer 
zu vertretenden Gründen, so sind wir berechtigt, 
Ersatz des hieraus entstehenden Schadens 
einschließlich Mehraufwendungen (zB Lagerkos-
ten) zu verlangen. Hierfür berechnen wir eine 
pauschale Entschädigung 1 % des Lieferwertes 
pro Kalendertag, beginnend mit der Lieferfrist bzw 
– mangels einer Lieferfrist – mit der Mitteilung der 
Versandbereitschaft der Ware. 
Der Nachweis eines höheren Schadens und 
unsere gesetzlichen Ansprüche (insbesondere 
Ersatz von Mehraufwendungen, angemessene 
Entschädigung, Kündigung) bleiben unberührt; die 
Pauschale ist aber auf weitergehende Geldan-
sprüche anzurechnen. Dem Käufer bleibt der 
Nachweis gestattet, dass uns überhaupt kein oder 

nur ein wesentlich geringerer Schaden als vorste-
hende Pauschale entstanden ist. 

§ 6 GEWÄHRLEISTUNG 
(1) Für die Rechte des Käufers bei Sach- und 
Rechtsmängeln (einschließlich Falsch- und Min-
derlieferung sowie unsachgemäßer Montage oder 
mangelhafter Montageanleitung) gelten die ge-
setzlichen Vorschriften, soweit im nachfolgenden 
nichts anderes bestimmt ist. In allen Fällen unbe-
rührt bleiben die gesetzlichen Sondervorschriften 
bei Endlieferung der Ware an einen Verbraucher 
(Lieferantenregress gem §§ 478, 479 BGB). 
(2) Grundlage unserer Mängelhaftung ist vor allem 
die über die Beschaffenheit der Ware getroffene 
Vereinbarung. Als Vereinbarung über die Be-
schaffenheit der Ware gelten die als solche be-
zeichneten Produktbeschreibungen (auch des 
Herstellers), die dem Käufer vor seiner Bestellung 
überlassen oder in gleicher Weise wie diese AGB 
in den Vertrag einbezogen wurden. 
(3) Soweit die Beschaffenheit nicht vereinbart 
wurde, ist nach der gesetzlichen Regelung zu 
beurteilen, ob ein Mangel vorliegt oder nicht 
(§ 434 Abs 1 S 2 und 3 BGB). Für öffentliche 
Äußerungen des Herstellers oder sonstiger Dritter 
(zB Werbeaussagen) übernehmen wir jedoch 
keine Haftung. 
(4) Die Mängelansprüche des Käufers, der Kauf-
mann ist, setzen voraus, dass er seinen gesetzli-
chen Untersuchungs- und Rügepflichten (§§ 377, 
381 HGB) nachgekommen ist. Zeigt sich bei der 
Untersuchung oder später ein Mangel, so ist uns 
hiervon unverzüglich schriftlich Anzeige zu ma-
chen. Als unverzüglich gilt die Anzeige, wenn sie 
innerhalb von zwei Wochen erfolgt, wobei zur 
Fristwahrung die rechtzeitige Absendung der 
Anzeige genügt. Unabhängig von dieser Untersu-
chungs- und Rügepflicht hat der Käufer, der 
Unternehmer ist,  zur Wahrung seiner Mängel-
rechte offensichtliche Mängel (einschließlich 
Falsch- und Minderlieferung) innerhalb von zwei 
Wochen ab Lieferung schriftlich anzuzeigen, 
wobei auch hier zur Fristwahrung die rechtzeitige 
Absendung der Anzeige genügt. Versäumt der 
Käufer die ordnungsgemäße Untersuchung 
und/oder Mängelanzeige, ist unsere Haftung für 
den nicht angezeigten Mangel ausgeschlossen. 
(5) Ist die gelieferte Ware mit einem Sachmangel 
behaftet, kann der Kunde von uns zunächst die 
Beseitigung des Mangels oder Lieferung von 
mangelfreier Ware verlangen; ist der Kunde kein 
Verbraucher, können wir zwischen der Mängelbe-
seitigung oder Lieferung einer mangelfreien 
Sache wählen. Die Wahl kann nur durch Anzeige 
in Textform (auch per Telefax oder E-Mail) ge-
genüber dem Kunden innerhalb von drei Ar-
beitstagen nach Benachrichtigung über den 
Mangel erfolgen. Wir können die vom Käufer 
gewählte Art der Nacherfüllung verweigern, wenn 
diese nur mit unverhältnismäßigen Kosten mög-
lich ist. 
(6) Wir sind berechtigt, die geschuldete Nacherfül-
lung davon abhängig zu machen, dass der Käufer 
den fälligen Kaufpreis bezahlt. Der Käufer ist 
jedoch berechtigt, einen im Verhältnis zum Man-
gel angemessenen Teil des Kaufpreises zurück-
zubehalten. 
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(7) Der Käufer hat uns die zur geschuldeten 
Nacherfüllung erforderliche Zeit und Gelegenheit 
zu geben, insbesondere die beanstandete Ware 
zu Prüfungszwecken zu übergeben. Im Falle der 
Ersatzlieferung hat uns der Käufer die mangelhaf-
te Sache nach den gesetzlichen Vorschriften 
zurückzugeben. Ist der Verkäufer kein Verbrau-
cher beinhaltet die Nacherfüllung weder den 
Ausbau der mangelhaften Sache noch den erneu-
ten Einbau, wenn wir ursprünglich nicht zum 
Einbau verpflichtet waren. 
(8) Die zum Zweck der Prüfung und Nacherfüllung 
erforderlichen Aufwendungen, insbesondere 
Transport-, Wege-, Arbeits- und Materialkosten 
(nicht: Ausbau- und Einbaukosten), tragen wir, 
wenn tatsächlich ein Mangel vorliegt. Stellt sich 
jedoch ein Mangelbeseitigungsverlangen des 
Käufers als unberechtigt heraus, können wir die 
hieraus entstandenen Kosten vom Käufer ersetzt 
verlangen. 
(9) Wenn die Nacherfüllung fehlgeschlagen ist 
oder eine für die Nacherfüllung vom Käufer zu 
setzende angemessene Frist erfolglos abgelaufen 
oder nach den gesetzlichen Vorschriften entbehr-
lich ist, kann der Käufer vom Kaufvertrag zurück-
treten oder den Kaufpreis mindern. Bei einem 
unerheblichen Mangel besteht jedoch kein Rück-
trittsrecht. 
(10) Ansprüche des Käufers auf Schadensersatz 
bzw Ersatz vergeblicher Aufwendungen bestehen 
nur nach Maßgabe von § 8 und sind im Übrigen 
ausgeschlossen. 
 
§ 7 EIGENTUMSVORBEHALT 
(1) Bis zur vollständigen Bezahlung aller unserer 
gegenwärtigen und künftigen Forderungen aus 
dem Kaufvertrag und einer laufenden Geschäfts-
beziehung (gesicherte Forderungen) behalten wir 
uns das Eigentum an den verkauften Waren vor, 
bei Verbrauchern behalten wir uns das Eigentum 
an den Liefergegenständen bis zur Zahlung vor.  
(2) Die unter Eigentumsvorbehalt stehenden 
Waren dürfen vor vollständiger Bezahlung der 
gesicherten Forderungen weder an Dritte ver-
pfändet, noch zur Sicherheit übereignet werden. 
Der Käufer hat uns unverzüglich schriftlich zu 
benachrichtigen, wenn und soweit Zugriffe Dritter 
auf die uns gehörenden Waren erfolgen. Bei 
Pfändungen sowie Beschlagnahmen oder sonsti-
gen Verfügungen durch Dritte hat der Besteller 
uns unverzüglich davon zu benachrichtigen und 
uns alle Auskünfte und Unterlagen zur Verfügung 
zu stellen, die zur Wahrung unserer Rechte 
erforderlich sind. Vollstreckungsbeamte bzw. ein 
Dritter sind auf unser Eigentum hinzuweisen. 
(3) Bei vertragswidrigem Verhalten des Käufers, 
insbesondere bei Nichtzahlung des fälligen Kauf-
preises, sind wir berechtigt, nach den gesetzlichen 
Vorschriften vom Vertrag zurückzutreten und die 
Ware auf Grund des Eigentumsvorbehalts und 
des Rücktritts herauszuverlangen. Zahlt der 
Käufer den fälligen Kaufpreis nicht, dürfen wir 
diese Rechte nur geltend machen, wenn wir dem 
Käufer zuvor erfolglos eine angemessene Frist zur 
Zahlung gesetzt haben oder eine derartige Frist-
setzung nach den gesetzlichen Vorschriften 
entbehrlich ist. 

(4) Der Käufer ist befugt, die unter Eigentumsvor-
behalt stehenden Waren im ordnungsgemäßen 
Geschäftsgang weiter zu veräußern und/oder zu 
verarbeiten. In diesem Fall gelten ergänzend die 
nachfolgenden Bestimmungen. 
(a) Der Eigentumsvorbehalt erstreckt sich auf die 
durch Verarbeitung, Vermischung oder Verbin-
dung unserer Waren entstehenden Erzeugnisse 
zu deren vollem Wert, wobei wir als Hersteller 
gelten. Bleibt bei einer Verarbeitung, Vermischung 
oder Verbindung mit Waren Dritter deren Eigen-
tumsrecht bestehen, so erwerben wir Miteigentum 
im Verhältnis der Rechnungswerte der verarbeite-
ten, vermischten oder verbundenen Waren. Im 
Übrigen gilt für das entstehende Erzeugnis das 
Gleiche wie für die unter Eigentumsvorbehalt 
gelieferte Ware. 
(b) Die aus dem Weiterverkauf der Ware oder des 
Erzeugnisses entstehenden Forderungen gegen 
Dritte tritt der Käufer schon jetzt insgesamt bzw in 
Höhe unseres etwaigen Miteigentumsanteils 
gemäß vorstehendem Absatz zur Sicherheit an 
uns ab. Wir nehmen die Abtretung an. Die in Abs 
2 genannten Pflichten des Käufers gelten auch in 
Ansehung der abgetretenen Forderungen. 
(c) Zur Einziehung der Forderung bleibt der Käu-
fer neben uns ermächtigt. Wir verpflichten uns, die 
Forderung nicht einzuziehen, solange der Käufer 
seinen Zahlungsverpflichtungen uns gegenüber 
nachkommt, nicht in Zahlungsverzug gerät, kein 
Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens 
gestellt ist und kein sonstiger Mangel seiner 
Leistungsfähigkeit vorliegt. Ist dies aber der Fall, 
so können wir verlangen, dass der Käufer uns die 
abgetretenen Forderungen und deren Schuldner 
bekannt gibt, alle zum Einzug erforderlichen 
Angaben macht, die dazugehörigen Unterlagen 
aushändigt und den Schuldnern (Dritten) die 
Abtretung mitteilt. 
(d) Übersteigt der realisierbare Wert der Sicher-
heiten unsere Forderungen um mehr als 10%, 
werden wir auf Verlangen des Käufers Sicherhei-
ten nach unserer Wahl freigeben. 

§ 8 SONSTIGE HAFTUNG 
(1) Soweit sich aus diesen AVB einschließlich der 
nachfolgenden Bestimmungen nichts anderes 
ergibt, haften wir bei einer Verletzung von vertrag-
lichen und außervertraglichen Pflichten nach den 
einschlägigen gesetzlichen Vorschriften. 
(2) Auf Schadensersatz haften wir – gleich aus 
welchem Rechtsgrund – bei Vorsatz und grober 
Fahrlässigkeit. Bei einfacher Fahrlässigkeit haften 
wir nur 
a) für Schäden aus der Verletzung des Lebens, 
des Körpers oder der Gesundheit, 
b) für Schäden aus der Verletzung einer wesentli-
chen Vertragspflicht (Verpflichtung, deren Erfül-
lung die ordnungsgemäße Durchführung des 
Vertrags überhaupt erst ermöglicht und auf deren 
Einhaltung der Vertragspartner regelmäßig ver-
traut und vertrauen darf); in diesem Fall ist unsere 
Haftung jedoch auf den Ersatz des vorhersehba-
ren, typischerweise eintretenden Schadens be-
grenzt. 
(3) Die sich aus Abs 2 ergebenden Haftungsbe-
schränkungen gelten nicht, soweit wir einen 
Mangel arglistig verschwiegen oder eine Garantie 
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für die Beschaffenheit der Ware übernommen 
haben. Das gleiche gilt für Ansprüche des Käufers 
nach dem Produkthaftungsgesetz. 
(4) Wegen einer Pflichtverletzung, die nicht in 
einem Mangel besteht, kann der Käufer nur 
zurücktreten oder kündigen, wenn wir die Pflicht-
verletzung zu vertreten haben. Ein freies Kündi-
gungsrecht des Käufers (insbesondere gem 
§§ 651, 649 BGB) wird ausgeschlossen. Im 
Übrigen gelten die gesetzlichen Voraussetzungen 
und Rechtsfolgen. 

§ 9 VERJÄHRUNG 
(1) Für Käufer, die nicht Verbraucher sind, beträgt 
abweichend von § 438 Abs 1 Nr 3 BGB die allge-
meine Verjährungsfrist für Ansprüche aus Sach- 
und Rechtsmängeln ein Jahr ab Ablieferung. 
Soweit eine Abnahme vereinbart ist, beginnt die 
Verjährung mit der Abnahme. 
(2) Handelt es sich bei der Ware jedoch um ein 
Bauwerk oder eine Sache, die entsprechend ihrer 
üblichen Verwendungsweise für ein Bauwerk 
verwendet worden ist und dessen Mangelhaftig-
keit verursacht hat (Baustoff), beträgt die Verjäh-
rungsfrist gemäß der gesetzlichen Regelung 5 
Jahre ab Ablieferung (§ 438 Abs 1 Nr 2 BGB). 
Unberührt bleiben auch gesetzliche Sonderrege-
lungen für dingliche Herausgabeansprüche Dritter 
(§ 438 Abs 1 Nr 1 BGB), bei Arglist des Verkäu-
fers (§ 438 Abs 3 BGB) und für Ansprüche im 
Lieferantenregress bei Endlieferung an einen 
Verbraucher (§ 479 BGB). 
(3) Die vorstehenden Verjährungsfristen des 
Kaufrechts gelten auch für vertragliche und au-
ßervertragliche Schadensersatzansprüche des 
Käufers, die auf einem Mangel der Ware beruhen, 
es sei denn die Anwendung der regelmäßigen 
gesetzlichen Verjährung (§§ 195, 199 BGB) 
würde im Einzelfall zu einer kürzeren Verjährung 
führen. Die Verjährungsfristen des Produkthaf-
tungsgesetzes bleiben in jedem Fall unberührt. 
Ansonsten gelten für Schadensersatzansprüche 
des Käufers gem § 8 ausschließlich die gesetzli-
chen Verjährungsfristen. 

§ 10 RECHTSWAHL UND GERICHTSSTAND 

(1) Für diese AVB und alle Rechtsbeziehungen 
zwischen uns und dem Käufer gilt das Recht der 
Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss 
internationalen Einheitsrechts, insbesondere des 
UN-Kaufrechts. Voraussetzungen und Wirkungen 
des Eigentumsvorbehalts gem. § 6 unterliegen 
dem Recht am jeweiligen Lageort der Sache, 
soweit danach die getroffene Rechtswahl zuguns-
ten des deutschen Rechts unzulässig oder un-
wirksam ist. 
(2) Erfüllungsort ist Nürnberg. Ist der Käufer 
Kaufmann i.S.d. Handelsgesetzbuchs, juristische 
Person des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-
rechtliches Sondervermögen, ist ausschließlicher 
– auch internationaler – Gerichtsstand für alle sich 
aus dem Vertragsverhältnis unmittelbar oder 
mittelbar ergebenden Streitigkeiten unser Ge-
schäftssitz in Nürnberg. Wir sind jedoch auch 
berechtigt, Klage am allgemeinen Gerichtsstand 
des Käufers zu erheben. 
 


